
 

 
 

  

 
 

 
 

Ringmetall Aktiengesellschaft 
Innere Wiener Straße 9 

81667 München 
 

Wertpapier-Kennnummer 600 190 
 

 
Wir laden die Aktionäre unserer Gesellschaft ein zur 

 

 
21. ordentlichen Hauptversammlung 

 
Donnerstag, den 30. August 2018,  
um 10.00 Uhr (Einlass ab 9.30 Uhr) 

 
im Haus der Bayerischen Wirtschaft,  

Conference Center, Europasaal, 
Max-Joseph-Straße 5, 80333 München, 

 
 
 

I. 
Tagesordnung und Beschlussvorschläge 

 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Ringmetall Aktienge-

sellschaft zum 31. Dezember 2017, des gebilligten Konzernabschlusses 
zum 31. Dezember 2017, des Lageberichts für die Ringmetall Aktienge-
sellschaft und des Konzernlageberichts zum 31. Dezember 2017 sowie 
des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017. 

 
  

Zu Tagesordnungspunkt 1 wird kein Beschluss gefasst. Der Aufsichtsrat hat 
den vom Vorstand aufgestellten Jahres- und Konzernabschluss gebilligt; damit 
ist der Jahresabschluss festgestellt. Somit entfällt eine Feststellung durch die 
Hauptversammlung. Die Hauptversammlung hat zu diesem Tagesordnungs-
punkt deshalb keinen Beschluss zu fassen. Jahresabschluss und Lagebericht, 
Konzernabschluss und Konzernlagebericht und der Bericht des Aufsichtsrats 
sind der Hauptversammlung, ohne dass es nach dem Aktiengesetz einer Be-
schlussfassung bedarf, zugänglich zu machen. 

 
 



 

 
 

  

 
2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinnes aus dem 

Geschäftsjahr 2017 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor, den für das 
Geschäftsjahr 2017 ausgewiesenen Bilanzgewinn der Ringmetall Aktienge-
sellschaft in Höhe von EUR 7.689.055,29 wie folgt zu verwenden: 
 
Ausschüttung einer Dividende von 6 Cent je dividendenberechtigter  
Stückaktie  
 
 
Gesamtausschüttung EUR 1.661.088,00 
Vortrag auf neue Rechnung  EUR 6.027.967,29 
 
Bilanzgewinn EUR 7.689.055,29 

  
  
 Dieser Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt insgesamt derzeit 

27.684.800 dividendenberechtigte Stückaktien. Bis zum Tag der Hauptver-
sammlung kann sich die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien ver-
ändern. Die Gesellschaft beabsichtigt, sämtliche Aktien der Ringmetall Akti-
engesellschaft zum Handel am Regulierten Markt (General Standard) an der 
Frankfurter Wertpapierbörse zuzulassen und zu notieren und im Rahmen der 
Zulassung zum Regulierten Markt eine Kapitalerhöhung im Umfang von bis zu 
1.384.240 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien der Gesellschaft 
mit Bezugsrecht der bestehenden Aktionäre durchzuführen. Wird die vorge-
nannte Kapitalerhöhung bis zum Tag der Hauptversammlung durchgeführt,  
wird der Hauptversammlung bei unveränderter Ausschüttung von 6 Cent je 
dividendenberechtigter Stückaktie ein entsprechend angepasster Gewinnver-
wendungsvorschlag unterbreitet werden. 

  
 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für 
das Geschäftsjahr 2017 

 
 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor, den Mitglie-

dern des Vorstandes für das Geschäftsjahr 2017 Entlastung zu erteilen.  
 

 
4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 

für das Geschäftsjahr 2017 
 
 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung vor, den Mitglie-

dern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2017 Entlastung zu erteilen.  
 
 
5. Wahl des Abschluss- und Konzernabschlussprüfers für das  

Geschäftsjahr 2018 
 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Baker Tilly GmbH & Co. KG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Zweigniederlassung Forchheimer Straße 2, 90425 Nürn-
berg, zum Abschluss- und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 
2018 zu wählen. 



 

 
 

  

6. Wahlen zum Aufsichtsrat 
 

 Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder der Ringmetall Aktiengesellschaft 
läuft mit Beendigung der Hauptversammlung ab, die über die Entlastung der 
Aufsichtsratsmitglieder für das Geschäftsjahr 2017 beschließt. Die Amtszeit 
der bisherigen Aufsichtsratsmitglieder endet demzufolge mit Beendigung die-
ser Hauptversammlung. 
 
Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG sowie § 8 
Abs. 1 der Satzung der Ringmetall Aktiengesellschaft aus drei von der Haupt-
versammlung zu wählenden Mitgliedern zusammen.  
 
Gemäß § 8 Abs. 1 und Abs. 2 der Satzung der Ringmetall Aktiengesellschaft 
erfolgt die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder längstens für die Zeit bis zur Be-
endigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats 
für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschließt. Das Ge-
schäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.  
 
Eine, auch mehrfache, Wiederwahl ist zulässig. 
 

 Die Wahlen zum Aufsichtsrat werden als Einzelwahl durchgeführt. 

 

 

Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. 

 
a) Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Klaus F. Jaenecke, ausgeübter Beruf: 

geschäftsführender Gesellschafter der Jaenecke & Cie. GmbH & Co. KG 
in München, Wohnort: München, bis zur Beendigung der Hauptversamm-
lung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 2022 beschließt, in den 
Aufsichtsrat zu wählen. 

 
Herr Jaenecke ist Aufsichtsratsvorsitzender der Hansgrohe SE in Schil-
tach, Aufsichtsratsvorsitzender der HMT Investmentclub SE & Co. KGaA 
in Grünwald, stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der Wintersteiger 
AG in Ried am Inn, Österreich, sowie stellvertretender Verwaltungsrats-
vorsitzender der Heinrich Otto KG in Reichenbach a.d. Fils. 
 
Für den Fall seiner Wahl in den Aufsichtsrat ist vorgesehen, Herrn Klaus 
F. Jaenecke zum Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu wählen. 

 
b) Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Ralph Heuwing, ausgeübter Beruf: Fi-

nanzvorstand bei der Knorr-Bremse AG in München, Wohnort: München, 
bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für 
das Geschäftsjahr 2022 beschließt, in den Aufsichtsrat zu wählen. 

 
Herr Heuwing ist Aufsichtsratsmitglied der Management Capital Holding 
AG in München.  

 
c) Der Aufsichtsrat schlägt vor, Herrn Markus Wenner, ausgeübter Beruf: Un-

ternehmensberater in München, Wohnort: München, bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das Geschäftsjahr 
2022 beschließt, in den Aufsichtsrat zu wählen. 



 

 
 

  

Herr Wenner ist Aufsichtsratsvorsitzender der Traumhaus AG, Wiesbaden, 
Aufsichtsratsvorsitzender der Wolftank Adisa Holding AG, Innsbruck, Öster-
reich, stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der TeleService Holding AG, 
München, stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der Elbe Finanzgruppe 
AG, Dresden, stellvertretender Aufsichtsratsvorsitzender der vPE Wertpapier-
handels-Bank AG, München, Mitglied des Aufsichtsrats der Value-Holdings 
Capital Partners AG, Gersthofen sowie Mitglied des Verwaltungsrats der Met-
riopharm AG, Zug, Schweiz. 

 
 
7. Beschlussfassung über die Anpassung der Vergütung des Aufsichtsrats 

und Änderung von § 12 der Satzung der Gesellschaft  
 
Aufgrund der gestiegenen Anforderungen an die Überwachungs- und Bera-
tungstätigkeit des Aufsichtsrats soll die Vergütung des Aufsichtsrats ange-
passt werden.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen: 

 
a) § 12 der Satzung („Vergütung“) wird wie folgt neu gefasst: 

 
„1. Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für jedes volle Geschäftsjahr 

ihrer Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung, die für das 
einzelne Mitglied € 30.000,00 beträgt, für den Vorsitzenden € 
60.000,00 und für den stellvertretenden Vorsitzenden € 40.000,00 be-
trägt. 

 
2. Gehört ein Mitglied dem Aufsichtsrat nur einen Teil des Geschäftsjah-

res an, bestimmt sich die Vergütung pro rata temporis. 
 
3. Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern darüber hin-

aus ihre im Zusammenhang mit der Aufsichtsratstätigkeit anfallenden 
Auslagen sowie eine auf die Vergütung entfallende Umsatzsteuer. 

 
4. Die Vergütung ist einmal jährlich nach Ablauf des Geschäftsjahres 

zahlbar.“ 
 

b) Mit Wirksamkeit der Satzungsänderung gemäß lit. a) dieses Tagesord-
nungspunktes findet die Neuregelung der Aufsichtsratsvergütung erstmals 
Anwendung ab dem 01. September 2018.  

 
 
8. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmigten Kapi-

tals 2018 für Bar- und Sachkapitalerhöhungen mit der Möglichkeit zum 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre und über die Aufhebung 
des bestehenden genehmigten Kapitals 2013 gemäß § 5 Abs. 7 der Sat-
zung der Ringmetall Aktiengesellschaft sowie über entsprechende Sat-
zungsänderungen 

 

Die gemäß § 5 Abs. 7 der Satzung der Ringmetall Aktiengesellschaft beste-

hende Ermächtigung des Vorstands zur Erhöhung des Grundkapitals gegen 

Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen (genehmigtes Kapital 2013) ist am 31. 

Dezember 2017 ausgelaufen. Um diesbezüglich der Gesellschaft auch über 



 

 
 

  

den vorgenannten Zeitpunkt hinaus zukünftig neben den bereits vorhandenen 

genehmigten Kapitalia wieder eine größtmögliche Flexibilität zu gewährleisten, 

soll mit dem nachfolgenden Beschlussvorschlag das genehmigte Kapital 2013 

aufgehoben und ein neues genehmigtes Kapital 2018 mit der Möglichkeit zum 

Bezugsrechtsausschluss geschaffen werden. 
 
 Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 
 

a) Die von der Hauptversammlung am 10. April 2013 beschlossene Er-
mächtigung zur Kapitalerhöhung gegen Bar- und/ oder Sacheinlagen 
(genehmigtes Kapital 2013) sowie die in derselben Hauptversammlung 
beschlossene Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts werden 
aufgehoben; § 5 Absatz 7 wird ebenfalls aufgehoben. 

 
b) Der Vorstand wird bis zum 31. Juli 2023 ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Grundkapital durch einmalige oder mehrmalige Aus-
gabe neuer auf den Inhaber lautenden Stückaktien (Stammaktien) ge-
gen Bareinlagen und/ oder Sacheinlagen um bis zu Euro 3.975.200,00 
(in Worten: Euro drei Millionen neunhundertfünfundsiebzigtausendzwei-
hundert) zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2018). Die Aktien können da-
bei nach § 186 Abs. 5 Aktiengesetz auch von einem oder mehreren 
Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Ak-
tionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten (sog. „mittelbares Be-
zugsrecht“).  

 
Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzulegen. Der Vorstand ist dabei insbesondere ermächtigt, mit Zu-
stimmung des Aufsichtsrats einen vom Gesetz abweichenden Beginn 
der Gewinnbeteiligung der neuen Aktien zu bestimmen, insbesondere 
auch die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf ein bereits abgelaufe-
nes Geschäftsjahr zu erstrecken, soweit die Hauptversammlung hier-
über noch keinen Gewinnverwendungsbeschluss gefasst hat.  
 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend 
dem Umfang der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital und, falls 
das genehmigte Kapital bis zum 31. Juli 2023 nicht oder nicht vollständig 
ausgenutzt worden sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist an-
zupassen. 

 
c) Der Vorstand wird darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen 
ganz oder teilweise auszuschließen:  
 
(a)  zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;  
 
(b) zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb 

von Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen oder Un-
ternehmensteilen, von Gesamtheiten von Wirtschaftsgütern, 
die einen Betrieb oder einen Betriebsteil bilden, Patenten oder 
anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten; 



 

 
 

  

 
(c) für Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausga-

bepreis der neuen Stückaktien den Börsenpreis der Aktien der 
Ringmetall Aktiengesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. 
Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG ausgegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapi-
tals nicht überschreiten dürfen, wobei andere im Ermächti-
gungszeitraum unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio-
näre erfolgte Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen einzu-
rechnen sind.  

 
d) Satzungsänderung 
 

§ 5 Abs. 7 der Satzung der Ringmetall Aktiengesellschaft wird vollstän-
dig neu gefasst und lautet nunmehr wie folgt: 
 
„7. Der Vorstand ist bis zum 31. Juli 2023 ermächtigt, mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital durch einmalige 
oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien (Stammaktien) gegen Bareinlagen und/ oder 
Sacheinlagen um bis zu Euro 3.975.200,00 (in Worten: Euro 
drei Millionen neunhundertfünfundsiebzigtausendzweihundert) 
zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2018). Die Aktien können 
dabei nach § 186 Abs. 5 Aktiengesetz auch von einem oder 
mehreren Kreditinstitut(en) mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug an-
zubieten (sog. „mittelbares Bezugsrecht“).  

 
Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden 
Fällen ganz oder teilweise auszuschließen:  

 
(a)  zum Ausgleich von Spitzenbeträgen;  

 
(b) zur Gewinnung von Sacheinlagen, insbesondere zum 

Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an Unter-
nehmen oder Unternehmensteilen, von Gesamtheiten 
von Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen 
Betriebsteil bilden, Patenten oder anderen gewerbli-
chen Schutzrechten oder Lizenzrechten; 

 
(c) für Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der 

Ausgabepreis der neuen Stückaktien den Börsenpreis 
der Aktien der Ringmetall Aktiengesellschaft nicht we-
sentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung gilt jedoch 
nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG aus-
gegebenen Aktien insgesamt 10% des Grundkapitals 
nicht überschreiten dürfen, wobei andere im Ermächti-
gungszeitraum unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre erfolgte Kapitalerhöhungen gegen Bareinla-
gen einzurechnen sind.  



 

 
 

  

 Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzulegen. Der Vorstand ist dabei insbesondere ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats einen vom Gesetz abweichenden 
Beginn der Gewinnbeteiligung der neuen Aktien zu bestimmen, 
insbesondere auch die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien auf 
ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr zu erstrecken, soweit die 
Hauptversammlung hierüber noch keinen Gewinnverwendungsbe-
schluss gefasst hat.  

 
Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung ent-
sprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus genehmig-
tem Kapital und, falls das genehmigte Kapital bis zum 31. Juli 
2023 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden sein soll-
te, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“ 

 
 
9. Beschlussfassung über Änderungen der Satzung der Ringmetall Aktien-

gesellschaft 
 

a) Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 4 der Satzung zu ändern und 
das Wort „elektronischen“ zu streichen, so dass § 4 der Satzung künftig 
wie folgt lautet: 
 
„Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger 
oder in einem später als Pflichtveröffentlichungsmedium an dessen Stel-
le tretenden Medium.“ 
 
 

b) Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 5 Abs. 5 der Satzung wie folgt 
neu zu fassen: 

 
„Die Gesellschaft kann Einzelaktien in Aktienurkunden zusammenfas-
sen, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen. Der Anspruch eines Aktio-
närs auf Einzelverbriefung seines Anteils am Grundkapital ist ausge-
schlossen.“   
 

c) Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, § 10 der Satzung um einen 
neuen Abs. 6 zu ergänzen, der folgenden Inhalt hat: 

 
„Sitzungen des Aufsichtsrats können auch in Form einer Videokonferenz 
oder in der Weise abgehalten werden, dass einzelne Mitglieder des Auf-
sichtsrats im Wege der Videoübertragung zugeschaltet werden. In die-
sen Fällen findet die Beschlussfassung auch im Wege der Videokonfe-
renz bzw. der Videoübertragung statt, ohne dass dem einzelnen Auf-
sichtsratsmitglied ein Recht zum Widerspruch gegen das Verfahren zu-
steht.“ 

 
 



 

 
 

  

II. 
Bericht an die Hauptversammlung 

 

Bericht des Vorstands zu der unter Ziffer 8 der Tagesordnung genannten 
Schaffung eines neuen genehmigtes Kapitals 2018 und zu der dort vorgese-
henen Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss (§ 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
in Verbindung mit § 203 Abs. 1 und Abs. 2 AktG)  

 Unter Tagesordnungspunkt 8 soll ein neues genehmigtes Kapital 2018 von 
insgesamt Euro 3.975.200,00 im Wege der Satzungsänderung geschaffen werden, 
das bis zum 31. Juli 2023 befristet sein soll. Das neue genehmigte Kapital 2018 tritt 
neben das weiterhin bestehende genehmigte Kapital 2014 in Höhe von aktuell EUR 
8.120.000,00, das genehmigte Kapital 2015 in Höhe von aktuell EUR 832.000,00 
und das genehmigte Kapital 2016 in Höhe von aktuell EUR 915.200,00. Im Interes-
se größtmöglicher Flexibilität soll auch das neue genehmigte Kapital 2018 sowohl 
für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhungen zur Verfügung stehen. 

 Die Gesellschaft beabsichtigt, auch weiterhin durch Akquisitionen von Unterneh-
men, Unternehmensbeteiligungen oder Unternehmensteilen, von Gesamtheiten von 
Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen Betriebsteil bilden, von Patenten 
oder anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten ihre Wettbewerbsfä-
higkeit zu stärken und dadurch langfristige und kontinuierliche Ertragszuwächse zu 
ermöglichen. Dadurch soll zusätzlich der Wert der Aktie der Gesellschaft gesteigert 
werden. Um auch Eigenkapital zur Finanzierung einsetzen zu können, ist es not-
wendig, das vorgeschlagene genehmigte Kapital zu schaffen. Da eine Kapitalerhö-
hung bei einer Akquisition kurzfristig erfolgen muss, kann diese in aller Regel nicht 
von der nur einmal jährlich stattfindenden Hauptversammlung unmittelbar beschlos-
sen werden. Vielmehr bedarf es aus diesem Grund der Schaffung eines genehmig-
ten Kapitals, auf das der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats schnell zu-
rückgreifen kann. 

 Aber auch unabhängig von einer Unternehmensakquisition soll im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
weiterhin die Möglichkeit eingeräumt werden, durch eine Kapitalerhöhung kurzfristig 
neue liquide Mittel zur Finanzierung des weiteren Wachstums, für Investitionen und 
zur Stärkung der Eigenkapitalbasis der Gesellschaft aufzunehmen. 

 

- Barkapitalerhöhung 
 

 Im Falle der Barkapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals ist 
den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen, wobei auch ein mittel-
bares Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 5 Aktiengesetz genügt. Die Ausgabe 
von Aktien unter Einräumung eines solchen mittelbaren Bezugsrechts ist bereits 
nach dem Gesetz nicht als Bezugsrechtsausschluss anzusehen. Den Aktionären 
werden letztlich die gleichen Bezugsrechte gewährt wie beim direkten Bezug. Aus 
abwicklungstechnischen Gründen werden lediglich ein oder mehrere Kreditinstitut(e) 
an der Abwicklung beteiligt.  

 Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen und nicht mehr 
gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt werden können, zur Erleichterung der Ab-
wicklung vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 



 

 
 

  

 In Fällen der Barkapitalerhöhung unter Ausnutzung des genehmigten Kapitals soll 
der Vorstand ferner gemäß §§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ermächtigt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats hinsichtlich eines Erhöhungsbetrages, 
der weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung noch im Zeitpunkt 
der Ausnutzung der Ermächtigung 10% des vorhandenen Grundkapitals übersteigt, 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, wenn die neuen Aktien zu einem 
Ausgabebetrag ausgegeben werden, der den Börsenkurs nicht wesentlich unter-
schreitet. 

 Diese Ermächtigung versetzt die Gesellschaft in die Lage, Marktchancen in ihren 
verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und flexibel zu nutzen und einen dafür be-
stehenden Kapitalbedarf ggf. auch sehr kurzfristig zu decken. Der Ausschluss des 
Bezugsrechts ermöglicht dabei der Verwaltung nicht nur ein zeitnäheres Agieren, 
sondern auch eine Platzierung der Aktien zu einem börsenkursnahen Preis. Zusätz-
lich kann mit einer derartigen Platzierung die Gewinnung neuer Aktionärsgruppen 
verbunden werden. 

 Bei Ausnutzung der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß §§ 
203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG wird der Vorstand die Abweichung vom 
Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung 
vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Die Abweichung vom Börsenpreis 
zum Zeitpunkt der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird keinesfalls mehr als 
5% des dann aktuellen Börsenkurses betragen. 

Der Bezugsrechtsausschluss darf 10% des bestehenden Grundkapitals nicht über-
schreiten, wobei andere im Ermächtigungszeitraum unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre erfolgte Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen einzurechnen 
sind. Durch diese Vorgaben wird in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Rege-
lungen den Schutzbedürfnissen der Aktionäre im Hinblick auf einen Verwässe-
rungsschutz ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Jeder Aktionär hat aufgrund 
des börsenkursnahen Ausgabekurses der neuen Aktien und aufgrund der größen-
mäßigen Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die 
Möglichkeit, die zur Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu 
annähernd gleichen Bedingungen über die Börse zu erwerben. Es ist daher sicher-
gestellt, dass in Übereinstimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen bei einer Ausnut-
zung des genehmigten Kapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen 
gewahrt werden, während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere 
Handlungsspielräume eröffnet werden. 

 

- Sachkapitalerhöhung 

 Im Zusammenhang mit der Absicht der Gesellschaft, auch weiterhin durch 
Akquisitionen von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder Unternehmens-
teilen, von Gesamtheiten von Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen Be-
triebsteil bilden, von Patenten oder anderen gewerblichen Schutzrechten oder Li-
zenzrechten ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, bedarf die Gesellschaft auch der 
Möglichkeit, derartige Akquisitionen durch Aktien finanzieren zu können. 

 Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Akquisitionswährung anbieten zu 
können, schafft einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte. 
Dabei zeigt sich, dass bei dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen immer größere Einheiten betroffen sind. Vielfach 
müssen hierbei sehr hohe Gegenleistungen gezahlt werden. Diese Gegenleistun-



 

 
 

  

gen können oder sollen - insbesondere unter dem Gesichtspunkt einer optimalen 
Finanzierungsstruktur - oft nicht mehr in Geld erbracht werden. Häufig besteht auch 
der Veräußerer darauf, als Gegenleistung Aktien der erwerbenden Gesellschaft zu 
erhalten, weil dies für ihn günstiger sein kann. 

 Die Ermächtigung, das Bezugsrecht auszuschließen, um die neuen Aktien gegen 
Sacheinlagen zum Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen, von 
Gesamtheiten von Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen Betriebsteil bil-
den, von Patenten oder anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten 
auszugeben, soll den Vorstand in die Lage versetzen, eigene Aktien der Gesell-
schaft zur Verfügung zu haben, um in geeigneten Einzelfällen Unternehmen, Unter-
nehmensbeteiligungen oder Unternehmensteile aus Branchen oder Geschäftsfel-
dern, in denen die Gesellschaft oder ein Beteiligungsunternehmen der Gesellschaft 
tätig sind (oder aus damit verwandten Branchen oder Geschäftsfeldern) gegen 
Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können.  

 Unternehmenserweiterungen, die durch einen Unternehmens- oder Beteiligungser-
werb erfolgen, erfordern in der Regel schnelle Entscheidungen. Durch die vorgese-
hene Ermächtigung kann der Vorstand auf dem nationalen oder internationalen 
Markt rasch und flexibel auf vorteilhafte Angebote oder sich ansonsten bietende 
Gelegenheiten reagieren und Möglichkeiten zur Unternehmenserweiterung durch 
den Erwerb von Unternehmen oder Unternehmensbeteiligungen, von Gesamtheiten 
von Wirtschaftsgütern, die einen Betrieb oder einen Betriebsteil bilden, von Paten-
ten oder anderen gewerblichen Schutzrechten oder Lizenzrechten gegen Ausgabe 
von Aktien im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ausnutzen. 

 Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung 
zur Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch 
machen wird. Eine Ausnutzung dieser Möglichkeit wird nur dann erfolgen, wenn 
dies nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Ge-
sellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt. 

 Der Vorstand wird über die Ausnutzung des genehmigten Kapitals jeweils in der 
nächsten Hauptversammlung berichten. 

 
 

 

III. 
Teilnahmeberechtigung 

 
1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 

in der Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich (a) 
spätestens sechs Tage vor dem Tag der Hauptversammlung – das ist der  
23.08.2018 (24.00 Uhr) - unter der Adresse 

 
Ringmetall Aktiengesellschaft 

c/o Bankhaus Gebr. Martin 
Schlossplatz 7, 73033 Göppingen 

Fax Nr. 07161 / 969317 
E-Mail: bgross@martinbank.de 

 
 



 

 
 

  

in Textform (§ 126 b BGB) in deutscher oder englischer Sprache angemeldet 
haben, wobei der Tag des Zugangs und der Tag der Hauptversammlung nicht 
mitzurechnen sind und die (b) ihre Berechtigung gemäß der nachfolgenden 
Nr. 2 nachgewiesen haben. 

 
2. Als Berechtigungsnachweis gemäß Nr. 1 reicht ein in Textform (§ 126 b BGB) in 

deutscher oder englischer Sprache erstellter besonderer Nachweis des Anteils-
besitzes durch ein Depot führendes Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut. 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den Beginn des 21. Tages vor 
der Hauptversammlung – das ist der 09.08.2018 (0.00 Uhr) („Nachweisstich-
tag“) - beziehen und der Gesellschaft unter der in Nr. 1 mitgeteilten Adresse 
oder Fax-Nummer spätestens sechs Tage vor dem Tag der Hauptversammlung 
– das ist der 23.08.2018 (24.00 Uhr) - zugehen.  

 
 Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung 

oder die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, der sich gemäß Nr. 1 an-
gemeldet und den Nachweis gemäß Nr. 1 erbracht hat. 

 
3. Die Berechtigung zur Teilnahme oder der Umfang des Stimmrechts bemisst 

sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Ver-
änderungen im Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben hierfür keine 
Bedeutung. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem Nachweisstichtag erwor-
ben haben, können somit nicht an der Hauptversammlung teilnehmen es sei 
denn, er bzw. sie lässt sich bevollmächtigen oder zur Rechtsausübung ermäch-
tigen. Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und den Nachweis er-
bracht haben, sind auch dann zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt, wenn sie die Aktien nach dem 
Nachweisstichtag veräußern. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für 
die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Der Nachweisstichtag ist kein 
relevantes Datum für die Dividendenberechtigung. 
 

4. Nach Eingang der Anmeldung und des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei 
der Gesellschaft werden den Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversamm-
lung übersandt. Die Eintrittskarten sind lediglich organisatorische Hilfsmittel und 
keine Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die 
Ausübung des Stimmrechts. 
 

5. Die Anmeldung kann auch in der Weise erfolgen, dass der Aktionär das ihm 
über das depotführende Kreditinstitut zugesandte Formular zur Eintrittskarten-
bestellung ausfüllt und an das depotführende Kreditinstitut zurückschickt. Die 
erforderliche Anmeldung und die Übersendung des Nachweises des maßgebli-
chen Anteilsbesitzes werden in diesen Fällen durch das depotführende Institut 
vorgenommen.  
 

6. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des 
Berechtigungsnachweises gemäß Nr. 2 einen geeigneten weiteren Nachweis zu 
verlangen. Bestehen auch an diesem Zweifel, so kann die Gesellschaft die Be-
rechtigung des Aktionärs zur Teilnahme an der Hauptversammlung und der 
Ausübung des Stimmrechtes zurückweisen. 

 

 



 

 
 

  

IV. 
Stimmrecht / Stimmrechtsvollmacht 

 
1. Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.  
 
2. Die Gesellschaft weist darauf hin, dass Aktionäre, die nicht an der Hauptver-

sammlung teilnehmen wollen, ihr Stimmrecht unter entsprechender Voll-
machtserteilung durch einen Bevollmächtigten, auch durch ein Kreditinstitut o-
der eine Vereinigung von Aktionären ausüben lassen können. Auch in diesem 
Fall muss die Anmeldung unter Vorlage des Nachweises des Anteilsbesitzes 
rechtzeitig erfolgen. 
 
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächti-
gung bedürfen der Textform, wenn weder ein Kreditinstitut, noch eine Aktio-
närsvereinigung oder eine andere der in § 135 Aktiengesetz gleichgestellten In-
stitutionen oder Personen zur Ausübung des Stimmrechts bevollmächtigt wird. 
Werden Vollmachten zur Stimmrechtsausübung an Kreditinstitute, ihnen gleich-
gestellte Institute oder Unternehmen (§ 135 Abs. 10, § 125 Abs. 5 Aktiengesetz) 
sowie Aktionärsvereinigungen oder Personen im Sinne § 135 Abs. 8 Aktienge-
setz erteilt, besteht kein Textformerfordernis, jedoch ist die Vollmachtserteilung 
vom Bevollmächtigten nachprüfbar festzuhalten; sie muss zudem vollständig 
sein und darf nur mit der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen ent-
halten. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu Bevoll-
mächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 

 
Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine 
oder mehrere von diesen zurückweisen. 
 
Die Bevollmächtigung kann nachgewiesen werden durch Vorweisen der Voll-
macht bei der Einlasskontrolle am Tag der Hauptversammlung oder durch die 
vorherige Übermittlung des Nachweises über die Bestellung eines Bevollmäch-
tigten per Post, Telefax oder per E-Mail an die nachstehend genannte Andres-
se, Fax-Nummer bzw. E-Mail-Adresse: 
 

Ringmetall Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
Telefax-Nummer: +49 (0)89 - 210 27 289 
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

 
Als Service bieten wir unseren Aktionären wieder an, von der Gesellschaft be-
nannte, weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptver-
sammlung zu bevollmächtigen. Die Aktionäre, die dem von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter eine Vollmacht erteilen wollen, müssen diesem 
in jedem Fall schriftlich Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts mit Hilfe 
des vorbereiteten Weisungsformulars erteilen.  
 
Die Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich auf der Grundla-
ge der vom Aktionär erteilten Weisungen aus. Ohne Weisungen werden sich 
die Stimmrechtsvertreter der Stimme enthalten. Die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft nehmen keine Vollmachten zu Verfahrensanträgen, zur Einlegung 



 

 
 

  

von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des 
Rede- und Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen. 

 
Auch diejenigen Aktionäre, die den von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertretern eine Vollmacht erteilen wollen, müssen sich rechtzeitig unter 
Vorlage des Nachweises des Anteilsbesitzes anmelden. 
 
Diese Vollmachten und Weisungen für die Stimmrechtsvertreter sind aus orga-
nisatorischen Gründen bis spätestens 29.08.2018, 14.00 Uhr, (Eingang bei der 
Gesellschaft) an die folgende nachfolgende Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-
Adresse zurückzusenden, anderenfalls können sie nicht berücksichtigt werden: 
 

Ringmetall Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
Telefax-Nummer: +49 (0)89 - 210 27 289 
E-Mail: inhaberaktien@linkmarketservices.de 

 

Formulare für die Vollmachten und Weisungen für den Stimmrechtsvertreter 

werden den Aktionären zusammen mit den Eintrittskarten zugesandt. 

 

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten und in der 

Hauptversammlung erschienenen Aktionären, Aktionärsvertretern bzw. deren 

Bevollmächtigten an, die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

auch während der Hauptversammlung mit der Ausübung des Stimmrechts zu 

bevollmächtigen. 

 

 

V. 
Einsehbare Unterlagen und Informationen auf 

der Internetseite der Gesellschaft  

 

Der Jahresabschluss, der Konzernabschluss, der Lagebericht, der Konzernlagebe-

richt, der Bericht des Aufsichtsrats jeweils für das Geschäftsjahr 2017 und der Vor-

schlag des Vorstands über die Verwendung des Bilanzgewinns und der Bericht des 

Vorstands zu dem unter Ziffer 8 der Tagesordnung genannten Bezugsrechtsaus-

schluss können im Internet unter http://www.ringmetall.de im Bereich „Investor Rela-

tions/ Hauptversammlung“ eingesehen werden. Die Unterlagen liegen auch vom 

Tage der Einberufung der Hauptversammlung an in den Geschäftsräumen der Ge-

sellschaft zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus. Die Unterlagen werden auch 

in der Hauptversammlung ausgelegt.  

 

Die Einberufung der Hauptversammlung mit den gesetzlich geforderten Angaben 

und Erläuterungen ist über die Internetseite der Gesellschaft 

http://www.ringmetall.de im Bereich „Investor Relations/ Hauptversammlung“ zu-

gänglich. Gleiches gilt auch für die weiteren Informationen nach § 124a Aktienge-



 

 
 

  

setz, die ebenfalls über die Internetseite der Gesellschaft http://www.ringmetall.de 

im Bereich „Investor Relations/ Hauptversammlung“ zugänglich sind.  

 

 

VI. 
Anfragen, Anträge, Wahlvorschläge,  

Auskunftsverlangen 
(Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, 

§ 126 Abs. 1, § 127, § 131 Aktiengesetz) 
 

Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 Aktiengesetz 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder 

den anteiligen Betrag von € 500.000,00 erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), 

können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt oder bekannt-

gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Be-

schlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 Bürgerliches Gesetz-

buch) an den Vorstand der Ringmetall Aktiengesellschaft zu richten und muss der 

Gesellschaft spätestens bis zum 05.08.2018 bis 24.00 Uhr zugehen. Sollte die Zu-

lassung sämtlicher Aktien der Ringmetall Aktiengesellschaft zum Handel am Regu-

lierten Markt (General Standard) an der Frankfurter Wertpapierbörse bis spätestens 

30.07.2018 erfolgt sein, so muss das Tagesordnungsergänzungsverlangen der Ge-

sellschaft spätestens bis zum 30.07.2018 bis 24.00 Uhr zugehen. 

 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem 

Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien 

bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 

 

Etwaige Ergänzungsverlangen sind an folgende Adresse zu richten: 

 

Vorstand der Ringmetall Aktiengesellschaft 

Innere Wiener Str. 9 

81667 München 

 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach 

Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien 

zur Veröffentlichung zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass 

sie die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Sie werden 

außerdem unter der Internetadresse  

https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung 

bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt. 

 

https://www.hoenle.de/investoren/hauptversammlung


 

 
 

  

Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 Aktiengesetz 

 

Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschlä-

ge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung 

sowie Wahlvorschläge übersenden. Gegenanträge müssen mit einer Begründung 

versehen sein. Gegenanträge, Wahlvorschläge und sonstige Anfragen von Aktionä-

ren zur Hauptversammlung sind ausschließlich zu richten an: 

 

Ringmetall Aktiengesellschaft 

c/o Link Market Services GmbH 

Landshuter Allee 10 

80637 München 

Telefax-Nummer: +49 (0)89 - 210 27 298 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.de 

 

Die Ringmetall Aktiengesellschaft wird alle Gegenanträge zu einem Vorschlag des 

Vorstands und/oder des Aufsichtsrats zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt 

gemäß § 126 Abs. 1 Aktiengesetz und Wahlvorschläge gemäß § 127 Aktiengesetz 

einschließlich einer Begründung (diese ist bei Wahlvorschlägen gemäß § 127 Akti-

engesetz nicht erforderlich) und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im 

Internet unter http://www.ringmetall.de im Bereich „Investor Relations/ Hauptver-

sammlung“ veröffentlichen, wenn sie der Ringmetall Aktiengesellschaft spätestens 

bis zum 15. August 2018 bis 24.00 Uhr unter der oben genannten Adresse, Fax-

Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen. 

 

Gegenanträge und Wahlvorschläge sind nur dann gestellt, wenn sie während der 

Hauptversammlung mündlich gestellt werden. 

 

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge 

zu den verschiedenen Tagesordnungspunkten bzw. Wahlvorschläge zur Wahl des 

Abschlussprüfers und/ oder zur Wahl des Aufsichtsrats (Tagesordnungspunkt 5 und 

Tagesordnungspunkt 6) auch ohne vorherige und fristgerechte Übermittlung an die 

Gesellschaft zu stellen, bleibt unberührt.  

 

Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 Aktiengesetz 

 

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär oder Aktionärsvertreter vom Vorstand 

Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft, die rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie die Lage des 

Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen verlangen, 

soweit die Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tages-

ordnung erforderlich ist. 

 



 

 
 

  

Unter den in § 131 Abs. 3 Aktiengesetz genannten Voraussetzungen darf der Vor-

stand die Auskunft verweigern. 

 

Nach § 16 Abs. 2 der Satzung ist der Versammlungsleiter ermächtigt, das Frage- 

und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen zu beschränken. 

 

Weitergehende Erläuterungen 

 

Weitergehende Erläuterungen zu den Antragsrechten (§§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 

127 Abs. 1 Aktiengesetz) und Auskunftsrechten (§ 131 Aktiengesetz) der Aktionäre 

können im Internet unter http://www.ringmetall.de im Bereich „Investor Relations/ 

Hauptversammlung“ eingesehen werden.  

 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte zum Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung 

 

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der 

Gesellschaft EUR 27.684.800,00 und ist eingeteilt in 27.684.800 Stückaktien. Die 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte an der Gesellschaft im Zeitpunkt der Be-

kanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung im Bundesanzeiger beträgt 

damit jeweils 27.684.800. Aus von der Gesellschaft gehaltenen oder ihr gemäß 

§ 71d Aktiengesetz zuzurechnenden eigenen Aktien können keine Stimmrechte 

ausgeübt werden; zum Zeitpunkt der Bekanntmachung der Einberufung der Haupt-

versammlung im Bundesanzeiger hält die Gesellschaft keine eigenen Aktien. 

 

 
 

VII. 
Hinweis zum Datenschutz 

 

Europaweit gelten ab dem 25. Mai 2018 neue Regelungen zum Datenschutz. In 

unserer Datenschutzrechtlichen Betroffeneninformation für Aktionäre und Aktionärs-

vertreter haben wir alle Informationen zur Verarbeitung personenbezogener Daten 

unserer Aktionäre und Aktionärsvertreter zusammengefasst. Die Datenschutzhin-

weise können im Internet unter http://www.ringmetall.de im Bereich „Investor Relati-

ons/ Hauptversammlung“ eingesehen werden und werden auch in der Hauptver-

sammlung zur Einsichtnahme der Aktionäre ausgelegt. 

 
 
München, im Juli 2018 

 

Ringmetall Aktiengesellschaft 
 

Der Vorstand 
 


